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Anderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 225 bis 231:
Stress, wenn etwa das lange Pendeln wedfiel. Fir andere aber auch zur echten Belastungsprobe
- wenn zu Hause Arbeitszimmer, Arbeitsschutz und auch Kolleg*innen fehlen. Hemeoffice kann

dem h ntaran na-\vonR-Arbe a¥a m-Abb dec hicheriaen-Arbe orte Rerhalh

I iebliche_Méglichkeiten, al . . ] Kriteri herWir méchten ein
Recht auf Homeoffice einfuhren, sofern sich die Arbeit daflir eignet. Homeoffice bleibt freiwillig.
Dafur r In wir tzlich Min tstandar ie Beteiligun r Arbeit r*innen an
Ausstattung des hauslichen Arbeitsplatzes, Arbeitsschutz und Nichterreichbarkeit. Gleichzeitig

tarken wir den Einfl r betrieblichen Inter nvertretungen beim Abschl von
Betriebsvereinbarungen. Ein Arbeitsplatz im Unternehmen muss aber ebenfalls allen zur
Verfligung stehen.

Begriundung

Anders als bei der Telearbeit gibt es bei mobiler Arbeit von zu Hause (Homeoffice) derzeit keinen
Anspruch auf eine Beteiligung der Arbeitgeber*innen an den Kosten der technischen Ausstattung
(Computer, Telefonanlage, Beleuchtung) und dem Mobiliar (ergonomischer Arbeitsplatz).
Branchenubliche Standards gibt es bisher nicht. Daher schaffen wir diesbezluglich Mindeststandards
und starken die Rechte der betrieblichen Interessenvertretungen beim Abschluss von
Betriebsvereinbarungen.

Wir wollen mdgliche Nachteile von Homeoffice vermeiden. Daher mdchten wir, dass die geltenden
Arbeitsschutzregeln umgesetzt und ein Recht auf Nichterreichbarkeit geschaffen wird. Im Bereich
des Arbeitsschutzes ist z.B. nicht geregelt wie Abhilfe geschaffen wird, wenn die
Gefahrdungsbeurteilung eine unzureichende Ausstattung des hauslichen Arbeitsplatzes ergibt.



	Kapitel 3: Solidarität sichern
	Änderungsantrag zu PB.S-01
	Von Zeile 225 bis 231:

	Begründung


